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Zur Frage, ob bei einem Fatentlizenzvertrag eine neben 
laufenden Lizenzgebühren geschuldete, im voraus ent­
richtete einmalige Pauschalgebühr bei vorzeitiger Be­
endigung des Vertragsverhältnisses infolge von Kündi­
gung dem Lizenzgeber verbleibt oder ganz oder teil­
weise zurlickzugewähren ist*
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X ZS 65/59
Verkündet 

am 5. Juli I960 
Zug, Justizangestellter, als Ürkundsbcamter der 

Geschäftsstelle

I m  N a m e n  d e s  V o l k e s  
In dem Rechtsstreit

der Firma Josef 
B^^etraße 0 ,

(Wostf),

- Prozeßbevollmächtigterj
Beklagten und Revisionsklägorin 
Rechtsanwalt Br»

g e g e n

die Firma Gottfried K ̂
(Schweiz),

- Prozeßbevollmächtigter:

hat der Erste Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die 
mündliche Verhandlung vom 5* Juli I960 unter Mitwirkung 
des Senatspräsidenten Prof. Br. h. c. Wilde und der 
Bundcsrichter Br. Weiß, Br. Löscher, Pehle und Ebel

für Recht erkannt:

Bie Revision der Beklagten gegen das Urteil 
des 2. Zivilsenats des Oberlandesgerichts 
in BUsseldorf vom 27* Februar 1959 wird auf 
Kosten der Beklagten zurUckgewiesen.

Klägerin und Revisionsbeklagtc, 
Rechtsanwalt Br.

Von Recht8 wegen
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Tatbestand:

Durch Lizenzvertrag vom 14. November 1955 übertrug die 
Klägerin der Beklagten eine räumlich begrenzte Horstcl- 
lungs- und Vertriebslizenz für drei Schutzrechte, näm­
lich

1. das vom 22. April 1949 ab erteilte deutsche 
Bundespatent Nr. 897 622 betreffend einon 
verleimten Holzträger3

2. das am 28» August 1952 angemeldete deutsche 
Bundesgebrauchsmuster Nr» 1 648 820 betreffend 
eine verleimte Knotenplatte für Holzbaukon- 
struktionen und

3« das am 2» April 1953 angemeldete deutsche 
Bundesgebräuchsmuster Nr. 1 657 564 be­
treffend eine Sichtbeton-Schalung aus Holz 
mit Oberflächenschutz.

Sie räumte der Beklagten das ausschließliche Herstel­
lungsrecht für Teilgebiete der Bundesrepublik Deutsch­
land, insbesondere für* Teile der Länder Nordrhein- 
Westfalen und Hessen, und das Vertriebsrecht für die 
ganze Bundesrepublik ein (Art. 2 des Vertrages). Die 
Beklagte verpflichtete sich, "für die Überlassung der 
Lizenz gemäß Art. 211 eine einmalige Gebühr von 20.000,— DM 
in vier halbjährlich, erstmals am 31» Dezember 1955 
fällig werdenden Teilbeträgen von je 5.000,—  DM zu 
zahlen (Art» 9) und ferner für die nach dem Patent ge­
fertigten Holzbauträger eine laufende Lizenzgebühr von 
4 & der jeweiligen Rechnungsbeträge und für die nach 
den Gebrauchsmustern hergestellten Knoten- und Schalungs­
platten eine solche von 3 # zu entrichten, wobei dieso
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Gebühren insgesamt nicht mehr als 30.000,—  DM im Vier­
teljahr betragen sollten (Art. 10). Der Vertrag sollte 
jeweils mit dem Ablauf der einzelnen Schutzrechte enden 
(Art. 12), beiden Parteien aber auch das Recht zur vor­
zeitigen Kündigung aus wichtigen Gründen zustohen (Art. 
13). In einem Zusatzvertrag vom 21. November 1955 erließ 
die Klägerin der Beklagten die erste auf die einmalige 
Gebühr nach Art. 9 zu leistende Teilzahlung von 5.000,— DM 
unter der - tatsächlich nicht eingetretenen - Bedingung, 
daß die Beklagte im ersten Jahr nach der für Eebruar 1956 
vorgesehenen Aufnahme ihrer Produktion laufende Lizenzge­
bühren in Höhe von 10.000,—  DM zahlen sollte. Bine er­
gänzende Vereinbarung Uber die laufenden Gebühren wurde 
in einem Nachtragsvertrag vom 21. September 1956 getrof­
fen.

Die Beklagte zahlte auf die einmalige Lizenzgebühr von 
20.000,—  DM nur den Ende Juni 1956 fällig gewordenen 
Teilbetrag von 5.000,—  DM und kam auch der Verpflich­
tung zur Erteilung von halbjährlichen Lizenzabrechnungen 
und zur Zahlung der laufenden Lizenzgebühren nach Art. 10 
des Vertrages trotz Mahnung nicht vereinbarungsgemäß nach. 
Dio Klägerin kündigte deshalb mit Schreiben ihres Rechts­
vertreters vom 19. März 1957 das Vertragsverhältnis unter 
Bezugnahme auf Art. 13 des Lizenzvertrages für Ende April 
1957. In dem Schreiben wird festgestellt, daß die Beklag­
te auf die einmalige Gebühr außer der im Dezember 1956 
verfallenen Teilzahlung auch die erste Rate schulde, da 
die für deren Erlaß gesetzte Bedingung nicht eingetreten 
sei, und daß die für Ende Juni 1957 vorgesehene letzte 
Zahlung zufolge der in Art. 9 Abs. 3 des Vertrages ent« 
haitonen Verfallklausel vorzeitig fällig geworden sei, 
so daß insgesamt eine fällige Schuld von 15.000,—  DM
bestehe. Die in dem Kündigungsschreiben angeregten Ver-
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handlungon Uber eine Fortsetzung des Vertrages zu ande­
ren Bedingungen führten nicht zu einem Ergebnis.

Die Klägerin hat mit der vorliegenden Klage Zahlung dos 
Restbetrages von 15.000,—  DM auf die einmalige Lizenz­
gebühr und eines Teilbetrages von 4.500,—  DM auf die 
laufenden Gebühren, insgesamt also Zahlung von 19.500,— DM 
nebst Verzugszinsen gefordert und die Beklagte zugleich 
auf Unterlassung der weiteren Auswertung der Schutzroch- 
te und der weiteren Verwendung der Bezeichnung 
auf Rechnungslegung und Auskunfterteilung in Anspruch 
genommen und verschiedene Feststellungsanträge gestollt.

Die Beklagte hat die Berechtigung der Kündigung aus
wichtigem Grunde geleugnet, aber eingeräumt, daß das
Vortragsverhältnis durch eine am 25« Juli 1957 fern-woraenmündlich getroffene Vereinbarung beendet/ist. Dem Zah­
lungsanspruch hat sie entgegengehalten, die einmalige 
Gebühr von 20.000,—  DM habe der Klägerin nach dem Wil­
len der Vertragsschließenden nur bei ordnungsmäßiger 
Durchführung und nicht bei vorzeitiger Beendigung des 
Vertrages zustehen sollen; außerdem verstoße die For­
derung gegen Treu und Glauben, da die Klägerin nach so 
kurzer Vertragsdauer in der Lage sei, ihre Schutzrochte 
anderweit gewinnbringend zu verwerten. Im zweiten Rechts­
zug hat sich die Beklagte ferner mit der Begründung, 
das Gebrauchsmuster Br. 1 648 820 habe sich als wertlos 
erwiesen, auf den Gesichtspunkt der Anfechtung wegen 
arglistiger Täuschung und hilfsweise auf teilweisen 
Wegfall der Geschäftsgrundlage berufen und hieraus ein 
Recht zur Minderung der einmaligen Gebühr hergeleitet.

Das Landgericht hat die Beklagte durch Teilurteil an­
tragsgemäß zur Zahlung von 19*500,—  DM nebst Verzugs­
zinsen vorurteilt und auch den weiteren Klageanträgen
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zun Teil stattgegeben,. im. übrigen aber die Entscheidung 
dem Sclilußurtoil Vorbehalten. Das Berufungsgericht hat 
dieses Urteil im wesentlichen bestätigt und die Verur­
teilung auf den Zahlungsantrag nur hinsichtlich des 
Zinsanspruchs geringfügig abgeändert;

Mit ihrer Revision wendet sich die Beklagte lediglich 
gegen die Zuerkennung der einmaligen Gebühr von 
20.000}—  UM. Sie macht geltend, die Klägerin könne 
von dieser Gebühr, bei deren Bemessung man eine Ver­
tragsdauer von rund 11 1/2 Jahren im Auge gehabt habe, 
nur den der tatsächlichen Vertragsdauer von etwa 1 1/2 
Jahren entsprechenden Teilbetrag, nämlich 2.880,—  UM, 
verlangen. Uie mit der Klage verfolgte Restforderung 
von 15.000,—  UM sei daher unbegründet; ferner habe sie, 
die Beklagte, mit der im Juni 1936 fällig gewesenen 
Teilzahlung von 5.000,—  UM 2.120,—  UM zuviel ent-- 
richtet; diesen Betrag müsse sich die Klägerin auf die 
weitere Klageforderung von 4»500,—  UM anreahnen lassen, 
die sich damit auf 2.380,—  UM ermäßige.

Uie Beklagte beantragt daher, das angefochtene Urteil 
insoweit aufzuheben, als sie zur Zahlung von mehr als 
2.380,—  UM nebst 5 £ Zinsen seit dem 15. Januar 1957 
verurteilt worden ist, und den Zahlungsantrag in Höhe 
von 17.120,—  UM nebst Zinsen abzuweisen. Uie Klägerin 
bittet um Zurückweisung der Revision.

Entscheidungsgründe s

I. Uen erst im zweiten Rechtszug erhobenen Einwand der 
Anfechtung, mit dem die Beklagte geltend gemacht hat, 
sie sei über die gewerbliche Verwertbarkeit des UBGM 
Er. 1 646 820 arglistig getäuscht worden, weist das
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Berufungsgericht aus einer Reihe von Gründen als unbe­
rechtigt zurück. Ebenso verwirft os die Meinung der Be­
klagten, die nachträglich erkannte Wertlosigkeit dieses 
Schutzrechtes sei zum mindesten als ein toilweisor Weg­
fall der Geschäftsgrundlage oder doch als ein Sachmangel, 
der nach Gewährleistungsgrundsätzen zur Minderung be­
rechtige, zu würdigen.

Dieser - seitens der Revision nicht angegriffene - Toil 
der Begründung des angefochtenen Urteils gibt zu recht­
lichen bedenken keinen Grund.

II. Bei der Beurteilung der Rrage, ob die Klägerin trotz 
vorzoitiger Auflösung des Vertragsverhältnisses noch 
den rückständigen Teil der vereinbarten einmaligen Ge­
bühr von 20.000,—  DM fordern kann oder ob die Beklagte 
etwa, wie sie meint, von ihrer Verpflichtung befreit 
ist und sogar die geleistete Zahlung von 5.000,—  DM 
ganz oder teilweise zurückverlangen kann, stellt es 
das Berufungsgericht mit Recht auf den Willen der Ver­
tragschließenden ab. £s vertritt die Auffassung, die 
einmalige' Gebühr stelle nach der eindeutigen Regelung 
in Art. 9 und 10 des Lizenzvertrags das Entgelt dafür 
dar, daß die Klägerin der Beklagten überhaupt ihre 
Schutzrechte bekannt gegeben und zur Auswertung über­
lassen habe, und führt aus, solche Vereinbarungen seion 
üblich und mit Treu und Glauben vereinbar und blieben 
jedenfalls dann auch bei vorzeitiger Vertragsauflösung 
wirksam, wenn der Lizenzgeber die ihn begünstigende 
frühzeitige Beendigung des Vertrages nicht treuwidrig 
herboigofiihrt habe. Ob die Küh4&gung der Klägerin be­
rechtigt gewesen sei, könne dahingestellt bleiben, da 
die vertraglichen Beziehungen auch nach der Darstellung 
der Beklagten vorzeitig, nämlich durch fernmündliche
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Vereinbarung vom 23* Juli 1957» ihr Ende gefunden hät­
ten. Das bei Vertragsachluß übernommene Risiko einer 
vorzeitigen Vertragsauflösung müsse die Beklagte jetzt 
auch tragen. Das Berufungsgericht kommt zu dem Ergebnis, 
eine Ermäßigung der einmaligen Gebühr "pro rata tempori3" 
rochtfortigc sich weder aus dem Inhalt der Vereinbarung 
noch aus dem Gesichtspunkt von Treu und Glauben.

Insgesamt ist diesen Darlegungen zu entnehmen, daß das 
Berufungsgericht die Vereinbarungen der Parteien so 
auologt, daß der Klägerin die einmalige Gebühr von 
20.000,—  DM als Entgelt für ihre Bereitschaft zum 
Vortragsschluß in jedem Palle, also auch bei vorzei­
tiger Beendigung des Vertrages, verbleiben solle. Diese 
tatriehtorliche Würdigung läßt einen Rechtsfehler nicht 
erkennen. Sie ist mit dem Inhalt des Lizenzvertrages und 
der zusätzlichen Abkommen der Parteien durchaus verein­
bar und verstoßt auch nicht gegen die Denkgesetze, gegen 
gesetzliche Auslegungsregeln oder allgemeine Erfahrungs­
sätze. Eine deutliche Stütze findet sie bereits, wie 
das Berufungsgericht mit Recht hervorhebt, im Wortlaut 
der Art. 9 und 10 des Lizenzvertrages, wo es heißt, daß 
die einmalige Gebühr "für die Überlassung der Lizenz" 
und daß "ferner" laufende von den Verkaufs Ziffern ab­
hängige Lizenzgebühren zu zahlen seien. Ferner entnimmt 
das Berufungsgericht mit Recht dem sonstigen Inhalt des 
Vertrages, daß die Beklagte das Risiko einer vorzeitigen 
Beendigung des Vertragsverhältnisses bewußt auf sich 
genommen habe. Es hat hierbei offensichtlich vor allem 
die Vereinbarungen in Art. 13 und 14 des Lizenzvertrags 
im Auge, die den Pall der Kündigung aus wichtigem Grunde 
und die Beendigung der Vertragsbeziehungen bei Untätig­
keit des Lizenznehmers regeln, aber nichts über das 
Schicksal der einmaligen Lizenzgebühr in diesen Fällen 
besagen. Dieser Umstand ist in der Tat ein starker Hin-
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wei3 darauf, daß dor Anspruch der Klägerin auf die ein­
malige Pauschalgebühr nach dem Willen der Vertrags­
schließenden von der früheren oder späteren Beendigung 
des Vertrages nicht berührt werden sollte. Eine weitere 
Stütze für seine Ansicht hätte das Berufungsgericht in 
dem Zusatzvertrag vom 21. Bovember 1955 finden können, 
der nur für den ersten Teilbetrag der Pauschalgebühr 
einen bedingten Erlaß vorsah, im übrigen aber die Ver­
pflichtung der Beklagten zur Entrichtung dieser Gebühr 
neben den laufenden Lizenzzahlungen unberührt ließ, und 
schließlich darin, daß, wie dem Vortrag der Beklagten 
entnommen werden muß, nicht einmal bei dem nach ihrer 
Meinung den Vertrag beendenden Abkommen vom 23. Juli 
1957 etwas anderes vereinbart worden ist.

Pie Auffassung des Berufungsgerichts stimmt auch mit 
der allgemeinen Erfahrungstatsache überein, daß Lizenz­
verträge Über gewerbliche Schutzrechte für die Beteilig­
ten nicht selten ein gewisses Wagnis bedeuten, für den 
Lizenznehmer, weil die wirtschaftliche Verwertbarkeit 
des Schutzrechts vielfach im voraus nicht mit Sicher­
heit abgeschätzt werden kann, für den Lizenzgeber, weil 
die in die Leistungen und Fähigkeiten des Lizenznehmers 
gesetzten Erwartungen täuschen können, und für beide 
Teile, weil unvorhersehbare Ereignisse eintreten kön­
nen, die der weiteren Durchführung des Vertrags vor­
zeitig ein Ende setzen, sei es, daß sich das Schutzrecht 
nachträglich als nicht rechtsbeständig erweist, sei es, 
daß Veränderungen der Marktverhältnisse oder Fortschritte 
in der Entwicklung der Technik eine weitere Auswertung 
unwirtschaftlich machen oder daß andere nicht voraus- 
gesehene Umstände eine vorzeitige Beendigung «des Ver­
tragsverhältnisses geboten erscheinen lassen. Biese dem 
Lizenzvertrag eigentümlichen besonderen Risiken haben,
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worauf da© Berufungsgericht zutreffend hinweiat, dazu 
geführt, daß sich häufig der Lizenzgeber außer der lau­
fenden von den Herstellungs- oder Verkaufsziffern ab­
hängigen Lizenzgebühr von vornherein ein bestimmtes fe­
stes Entgelt sichert, das ihm ohne Kücksicht auf die 
spätere Entwicklung der Vertragsbeziehungen unter allen 
Umständen verbleiben soll; andererseits liegt es viel­
fach im wohlverstandenen eigenen Interesse des Lizenz­
nehmers, dieses Zugeständnis zu machen, wenn er sich 
damit die Erteilung der Lizenz und den nach dem gewöhn­
lichen Ablauf der Dinge zu erwartenden wirbschaftlichon 
Erfolg sichern zu können glaubt.

Zieht man diese Interessenlage in Betracht, so wird nicht 
selten für die Auslegung von Vereinbarungen der vorlie- 
genden Art auch aus dem zahlenmäßigen Verhältnis zwischen 
der einmaligen Pauschal gebühr und dem von den Parteien 
erhofften wirtschaftlichen Ergebnis ein Hinweis entnom­
men werden können. Im Streitfälle ergibt das Zusatzab­
kommen vom 21. November 1955, daß die Parteien schon 
für das erste Jahr nach der Aufnahme der Produktion der 
Beklagten mit einem Umsatz von 250.000,—  DM und dement­
sprechend mit der Zahlung laufender Lizenzgebühren in 
Höhe von 10.000,—  DM gerechnet haben; ferner läßt die 
in Art. 10 Abs. 5 des Lizenzvertrages vereinbarte Be­
grenzung der laufenden Lizenzpflicht auf 30.000,—  LM 
im Vierteljahr erkennen, daß die Parteien für die Zu­
kunft - bei Zugrundelegung der im Zusatzvertrag ange­

gebenen Relation - die Möglichkeit einer Steigerung des 
Umsatzes auf sogar 3 Millionen DM im Jahr ins Auge ge­
faßt haben. Die Pausehaigebühr von 20.000,—  DM hält 
sich demnach, gemessen an den Erwartungen, von denen 
die Parteien erkennbar ausgegangen sind, in verhältnis­
mäßig bescheidenem Kähmen. Damit findet die Annahme.des
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Berufungsgerichts eine weitere Bestätigung, daß diese 
Gebühr nach dom Willen der Vertragsschließenden ein ein­
maliges Entgelt für den Vertragsschluß solbst darstellen 
und der Klägerin in jedem falle verbleiben solle.

III.Die Revision beanstandet demgegenüber zunächst, das Be­
rufungsgericht habe sich bei seiner Beurteilung von der 
rochtsirrigen Vorstellung leiten lassen, der fall einor 
vorzeitigen Lösung des Lizenzvertrages durch Kündigung 
oder Vereinbarung sei ebenso zu behandeln wie der fall 
der Beendigung dos Vertragsverhältnisses wegen nach­
träglicher Vernichtung des in Lizenz vergebenen Schutz­
rocht s * Sie will dies daraus entnehmen, daß das Beru­
fungsgericht seiner abschließenden Feststellung, im 
Streitfall gebe weder der Inhalt der Vereinbarungen 
noch der Gesichtspunkt von freu und Glauben zu einer 
Ermäßigung der einmaligen Gebühr pro rata temporis An­
laß, den Hinweist Mvgl. auch Reimer 2. Aufl. § 9 PatGes, 
Anm. 27 für den fall der Vernichtung des Lizenzpatentsn 
angefügt hat. Die Revision glaubt, aus diesem Hinweis 
darauf schließen zu können, daß das Berufungsgericht 
den wesentlichen Unterschied zwischen beiden Tatbe­
ständen verkannt habe, der darin bestehe, daß im falle 
der Vernichtung des Schutzrechts eine weitere gewerb­
liche Verwertung ausgeschlossen sei? während der Lizenz­
geber bei vorzeitiger Auflösung des Vertrages durch 
Kündigung oder beiderseitiges Übereinkommen die Lizenz 
anderweit vergeben und dabei wieder den gleichen Pau­
schalbetrag verlangen könne, wie es im Streitfall nach 
der Behauptung der Beklagten auch tatsächlich geschehen 
sei. Dieser Unterschied dürfe nicht außer acht gelassen 
werden, denn es sei sehr wohl möglich, daß dio Parteien 
zwar für den fall der Vernichtung des Schutzrechtes, 
nicht aber für einen fall der hier vorliegenden Art

ii

ii
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das Verbleiben der Pauachalgebühr beim Lizenzgeber 
gewollt hätten.

Liese Rüge kann schon deshalb nicht zum Erfolg führen, 
weil sie von einer irrtümlichen Voraussetzung ausgeht. 
Ler Hinweis des Berufungsgerichts auf die Stellung­
nahme des Schrifttums zum Palle der Vernichtung des 
Lizenzpatents ist nicht etwa so zu verstehen, daß es 
damit den Streitfall dem Palle der Vernichtung dos 
Schutzrechts unterschiedslos habe gleichstellen wollen; 
er sollte vielmehr, wie eine zusammenhängende Würdigung 
dieses feiles der Ent scheidungsgründe deutlich erkennen 
läßt, lediglich ergänzend und unterstützend zum Ausdruck 
bringen, daß der in Rechtsprechung und Schrifttum viel­
fach erörterte, in mancher Hinsicht ähnlich gelagerte 
Tatbestand der Vernichtung des Sehutzrechts zu ähnlichen 
rechtlichen Erwägungen Anlaß gegeben hat. Liese Betrach­
tung ist auch nicht fehlerhaft, denn beide Tatbestände 
haben in der Tat vieles gemeinsam. Andererseits hat das 
Berufungsgericht, wie die Erwähnung des möglichen Ein­
flusses eines treuwidrigen Verhaltens des Lizenzgebers 
zeigt, die Unterschiede beider Tatbestände nicht außer 
acht gelassen, denn auf die Präge, ob die eine oder 
andere Partei die vorzeitige Auflösung des Vertrages 
durch Verletzung ihrer Vertragspflichten schuldhaft 
verursacht hat, kann es nur in Fällen der vorliegenden 
Art, nicht dagegen im Palle der Vernichtung des Schutz­
rechtes ankommen. Wenn das Berufungsgericht auf den 
weitoren Gesichtspunkt, daß das Schutzrecht im Palle 
der Kündigung oder vereinbarten Vertragsauflösung anders 
als im Palle der Vernichtung durch Vergabe einer neuen 
Lizenz weiter ausgewertet werden kann, nicht ausdrück­
lich eingegangen ist, so beruht das offenbar darauf, daß 
es diesen Gesichtspunkt nicht als erheblich angesehen 
hat, weil er nach seiner aus dem Inhalt des Lizenzver-
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tragos und den Begleitumständen geschöpften tatrichter­
lichen Überzeugung für den Vertragswillcn der Parteien 
keine Holle gespielt hat.

XV. Sodann rügt die Revision, das Berufungsgericht habe 
die Rechtsnatur des Lizenzvertrags der Parteien als 
eines dom Pachtvertrag nahestehenden Rechtsverhält­
nisses nicht berücksichtigt und verkannt, daß auf ihn 
die Vorschriften Uber den Pachtvertrag entsprechend an­
zuwenden seien. Aus diesen Vorschriften, nämlich aus 
§ 581 Abs. 2 in Verbindung mit §§ 555 und 347 BGB fol­
ge, daß der Lizenzgeber, der das Vertragsverhältnis 
wegen Zahlungsverzuges des Lizenznehmers gekündigt ha­
be, diesem die für eine spätere Zeit im voraus ent­
richtete Lizenzgebühr nach den für den Rücktritt vom 
Vertrage geltenden Grundsätzen zurückzugewähren habe. 
Die einmalige Lizenzgebühr stelle - ähnlich wie der 
verlorene Baukostenzuschuß des Mieters oder Pächters - 
eine solche auf die ganze vorgesehene Vertragsdauer 
zu beziehende Vorauszahlung dar und verbleibe dem Li­
zenzgeber bei vorzeitiger Beendigung des Vertrages nur 
insoweit, als sie durch die tatsächliche Vertragsdauer 
verbraucht sei.

Auch diese Rüge ist nicht begründet. Ob der Lizenzver­
trag der Parteien pachtähnlichen Charakter hat und ob 
auf ihn die Vorschriften des bürgerlichen Rechts über 
den Pachtvertrag entsprechend angewendet werden können, 
kann dahingestellt bleiben. Selbst wenn man hiervon aus- 
goht, muß eine Anwendung dieser Vorschriften im Streit­
fälle daran scheitern, daß es .sich bei der vereinbarten 
einmaligen Lizenzgebühr nach den rechtlich bedenken- 
freien Feststellungen des Berufungsgerichtss nicht, 
wie es § 555 BGB voraussetzt, um eine im voraus zu 
leistende KutZungsentschädigung handelt, sondern um
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Gin einmaliges Entgelt dafür, daß sich die Klägerin 
überhaupt zum Abschluß des Vertrages mit der Beklagten 
bereitgofunden hat.

Der Ansicht der Revision, die neben laufenden Lizenz­
gebühren zu leistende Pauschalgebühr des Lizenznehmers 
sei ebenso zu behandeln wie der verlorene Baukosten­
zuschuß des Mieters oder Pächters, kann nicht gefolgt 
werden. Richtig ist zwar, daß ein solcher Zuschuß un­
geachtet seiner Bezeichnung nach den von der Recht­
sprechung entwickelten Grundsätzen unter Umständen 
als Miet- oder Pachtvorauszahlung für die ganze vor­
gesehene Vertragsdauer aufgefaßt und bei vorzeitiger 
Beendigung des Vertrages insoweit zurückverlangt wer- . 
den kann, als er noch nicht "abgewohnt“ ist (s, u.a. 
BGHZ 16, 31* BGH NJW 1959, 380; vgl. auch die gesetz­
liche Regelung in § 57 c ZVG und § 11 Geschäftsraum- 
mietengosetz). Die Revision Ubersieht aber, daß der 
Lizenzvertrag und der Miet- oder Pachtvertrag sich 
insofern wesentlich unterscheiden, als bei letzteren 
die Gegenleistung, die der Mieter oder Pächter für dio 
Hingabe des Baukostenzuschusses und die laufende Zah­
lung des Miet- oder Pachtzinses zu erwarten hat, näm­
lich die Einräumung und Gewährleistung der ungestörten 
Nutzung des Vertragsgegenstandes, von vornherein ein­
deutig feststeht, während beim Lizenzvertrag der ihm 
anhaftende Charakter eines gewagten Geschäftes und die 
Unmöglichkeit, seine Auswirkungen im voraus zu über­
blicken, eine entscheidende Rolle spielen und vielfach 
der eigentliche Beweggrund dafür sind, daß die Par­
teien nebOn dem laufenden Nutzungsentgelt eine ein» 
malige Pauschalgebühr vereinbaren, die keine Nutzungs­
entschädigung, sondern eine Gegenleistung für den Ver­
tragsschluß selbst sein soll, wie es das Berufungs-
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gericht auch für den vorliegenden Fall angenommen hat. 
Diese tatrichterliche Würdigung begegnet daher auch 
unter Berücksichtigung der Rechtsprechung über den 
verlorenen Baukostenzuschuß keinen rechtlichen Be­
denken.

V. Schließlich macht die Revision geltend, die mit Schrei­
ben vom 19» März 1957 ausgesprochene Kündigung der Klä­
gerin sei in Wahrheit eine Rücktrittserklärung und die 
von der Beklagten behauptete Vereinbarung vom 23. Juli 
1957 ein auf beiderseitigen Rücktritt vom Vertrage 
gerichtetes Abkommen. Die gesetzlichen Vorschriften 
über den Rücktritt (§§ 346 ff BG-B) seien daher un­
mittelbar anzuwenden und müßten dazu führen, daß die 
Klägerin keine weiteren Ansprüche mehr erheben könne 
und den auf die Pauschalgebühr bereits gezahlten Be­
trag teilweise zurUckgewähren müsse.

Dieser Revisioneangriff scheitert an den tatsäch­
lichen Feststellungen des angefochtenen Urteils. Das 
Berufungsgericht hat es zwar offengelassen, ob das 
VertragsVerhältnis der Parteien durch die Kündigung 
vom 19* März 1957 beendet worden ist oder erst durch 
fernmündliche Vereinbarung vom 23« Juli 1957. Es ist 
aber ersichtlich davon auagegangen, daß die als Kündi­
gung bezeichnete Erklärung der Klägerin auch tatsäch­
lich eine Kündigung im Rechtssinne darstellt und das 
VertragsVerhältnis demnach - bei Annahme der Wirksam­
keit der Kündigung - nicht rückwirkend, sondern erst 
zum 30. April 1957 beendet hat, und daß auch bei dem 
Abkommen vom 23. Juli 1957 der Parteiwille nur auf 
eine Beendigung der Vertragsbeziehungen für die Zu­
kunft gerichtet w$r. Diese Würdigung steht weder mit 
dem Inhalt des Schreibens vom 19* März 1957 in Wider-

i
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spruch, das ausdrücklich auf Art. 13 des Lizenzvertrages 
Bezug nimmt und das Vorliegen eines wichtigen Grundes 
mit schwerwiegenden Vertragsverletzungen der Beklagten 
begründet, noch mit dom behaupteten Inhalt der Verein­
barung vom 23. Juli 1957} eie verstößt auch nicht ge­
gen die Denkgesetze oder allgemeine Erfahrungsrogein.

Endlich kann auch die Hilfserwägung der Revision, die 
Klägerin könne nach § 326 BGB nur entweder vom Ver­
trage zurücktreten oder Schadensersatz wegen Nicht­
erfüllung verlangen, keinesfalls aber noch einen An­
spruch auf Vertragserfüllung erheben und auf den 
Schadenersatzanspruch müsse sie sich den durch an- 
dorweite Vergabe der Lizenz erzielten Vorteil an­
rechnen lassen, nicht' zum Erfolg führen. Die Revision 
verkennt, daß der Gläubiger gegenüber dem säumigen 
Schuldner nicht etwa auf die Geltendmachung der Ver­
zugsfolgen nach § 326 BGB beschränkt ist, sondern 
stattdessen nach seiner Wahl Erfüllung und gegebenen­
falls außerdem Ersatz des Verzögerungsschadens nach 
§ 286 Abs. 1 BGB verlangen kann. Damit erledigt sich 
zugleich die Verfahrensrüge, die die Revision daraus 
herleiten will, daß sich das Berufungsgericht nicht 
mit der Darstellung der Beklagten auseinandergesetzt 
hat, die Klägerin habe durch anderweite Vergabe der 
Lizenz wirtschaftliche Vorteile erlangt, die sie sich 
nunmehr anrechnen lassen müsse. Auf diesen Vortrag 
brauchte das Berufungsgericht nicht einzugehen, denn 
der Gesichtspunkt der Vorteilsausgleichung greift 
nach feststehender Rechtsprechung nur gegenüber* Scha­
densersatzansprüchen und nicht gegenüber dem Anspruch 
auf Vertragserfüllung durch (s. u.a. RGZ 80, 154).

)
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VI. Hiernach war die Revision mit der Kostenfolge aus 
§ 97 ZPO zurückzuweisen.

Wilde Weiß Löscher Pehle Ebel
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